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1. Mutterschaftsurlaub und Lohnzahlung 

Lehrerinnen wird während des Schwangerschafts- und Mutterschaftsurlaubs der bisherige Lohn wäh-

rend 13 Schulwochen bezahlt (§ 21 Abs. 1 LDLP). Dieser bezahlte Urlaub wird durch die in den Ur-

laub fallenden Schulferien verlängert (§ 43 Abs. 2 VALL). Erfolgt die Niederkunft in den ersten 6 Mo-

naten nach Antritt des Anstellungsverhältnisses, erhält die Mitarbeiterin die Leistungen des 

Bundesgesetzes über den Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft (Erwerbsersatzge-

setz, EOG) vom 25. September 1952 ausbezahlt, im Minimum aber die Hälfte des Lohns (§ 21 Abs. 

2 LDLP). 

Zusammen mit der unterrichtsfreien Zeit ergibt dies mindestens 16 Kalenderwochen bezahlten Ur-

laub – je nachdem mit welchen Schulferien der Mutterschaftsurlaub zusammenfällt. In dieser Zeit 

wird der volle bisherige Lohn bezahlt – nicht nur 80 % des bisherigen Lohns gemäss eidg. Erwerbs-

ersatzgesetz (vgl. Ziffer 2 nachfolgend). Mindestens 14 Kalenderwochen des bezahlten Urlaubs sind 

ab der Niederkunft zu beziehen (§ 43 Abs. 2 VALL). Das heisst, dass maximal 2 Kalenderwochen vor 

der Niederkunft bezogen werden können. 

Während des Schwangerschafts- und Mutterschaftsurlaubs ruhen die dem Berufsauftrag zugrunde-

liegenden Berufspflichten als Lehrerin (§ 43 Abs. 3 VALL). 

2. Lohnausfallentschädigungen 

Lohnausfallentschädigungen aus einer staatlichen Mutterschaftsversicherung für die Zeit, während 

welcher der Lohn durch den Kanton bezahlt wurde, fallen bis zum Umfang des ausgerichteten Lohns 

an den Kanton (§ 21 Abs. 3 LDLP). Das heisst, dass die Taggelder nach dem eidg. Erwerbsersatz-

gesetz von der Sozialversicherungsanstalt des Kantons Aargau (SVA) nicht an die Lehrerin, sondern 

an den Kanton ausbezahlt werden. 

Der Kanton erhält ab dem Tag der Niederkunft für 98 Tage im Umfang von 80 % des durchschnittli-

chen bisherigen Lohns Taggelder ausbezahlt, maximal aber Fr. 220.- pro Tag (Art. 16b ff. EOG). 

Da Lehrerinnen anstelle dieser Taggelder weiterhin den vollen Lohn ausbezahlt erhalten, macht nicht 

die Lehrerin, sondern der Arbeitgeber den Taggeldanspruch bei der SVA geltend (vgl. Art. 17 Abs. 1 

lit. b EOG). Diese Meldung nimmt das BKS vor. 
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3. Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs durch einen Spitalaufenthalt des Neugeborenen 

Seit dem 1. Juli 2021 haben Mütter, deren Neugeborenes direkt nach der Geburt für mindestens 2 

Wochen im Spital verbleiben müssen, und die nachweisen, dass sie nach dem Ende des Mutter-

schaftsurlaubs wieder eine Erwerbstätigkeit aufnehmen, Anspruch auf zusätzlich bis zu acht Wochen 

Mutterschaftsentschädigung. Diese Verlängerung wird über die Erwerbsersatzordnung (EO) vergü-

tet; die Taggelder nach EOG werden direkt von der SVA ausbezahlt. 

Der bezahlte Schwangerschafts- und Mutterschaftsurlaub wird bei längerem Spitalaufenthalt des 

neugeborenen Kinds um die Dauer der Hospitalisierung, höchstens aber um 56 Tage verlängert, so-

fern die Voraussetzungen gemäss Art. 16c Abs. 3 EOG erfüllt sind.  

Während des verlängerten Mutterschaftsurlaubs werden durch die SVA für die Dauer der Hospitali-

sierung des neugeborenen Kinds respektive für maximal 56 Tage nur die Leistungen nach EOG, also 

80 % des letzten Lohns, maximal aber Fr. 220.- pro Tag (Art. 16b ff. EOG), ausgezahlt. 

Für die Zeit des verlängerten Mutterschaftsurlaubes ist ein unbezahlter Urlaub zu beziehen. Wäh-

rend eines unbezahlten Urlaubs beziehungsweise des unbezahlten Teilurlaubs ruhen unter Fortfüh-

rung des Anstellungsverhältnisses die vertraglichen Pflichten (einerseits die Arbeitsleistung und an-

dererseits die Lohnzahlung). 

4. Anspruch auf zusätzliche Taggelder für den hinterlassenen Elternteil 

Im Todesfall des Vaters beziehungsweise der Ehefrau der Mutter innerhalb von sechs Monaten nach 

der Geburt des Kinds hat die Mutter Anspruch auf zwei zusätzliche Wochen Urlaub, die gemäss Mo-

dalitäten des Urlaubs / Entschädigung des anderen Elternteils bezogen werden können. Teilzeiter-

werbstätige Bezugsberechtigte haben einen anteiligen Anspruch auf Urlaubstage gemäss ihrem Be-

schäftigungsgrad (10 Tage bei einem 100% Pensum). Der Anspruch auf zusätzliche Taggelder für 

den hinterlassenen Elternteil wird über die Erwerbsersatzordnung (EO) vergütet; die Taggelder nach 

EOG werden direkt von der SVA ausgezahlt. Für die Zeit des zusätzlichen Urlaubs ist unbezahlter 

Urlaub zu beziehen. Während eines unbezahlten Urlaubs beziehungsweise des unbezahlten Teilur-

laubs ruhen unter Fortführung des Anstellungsverhältnisses die vertraglichen Pflichten (einerseits die 

Arbeitsleistung und andererseits die Lohnzahlung). Siehe im Übrigen das Merkblatt zum unbezahlten 

Urlaub auf dem Schulportal. 

5. Unbezahlter Urlaub 

Auf Gesuch einer Lehrerin kann die Anstellungsbehörde einen unbezahlten Urlaub bewilligen, wenn 

der Schulbetrieb es erlaubt (§ 42 Abs. 1 VALL). Es besteht somit kein Rechtsanspruch auf Gewäh-

rung eines unbezahlten Urlaubs. 

Während eines unbezahlten Urlaubs beziehungsweise des unbezahlten Teilurlaubs ruhen unter Fort-

führung des Anstellungsverhältnisses die vertraglichen Pflichten (einerseits die Arbeitsleistung und 

andererseits die Lohnzahlung). Siehe im Übrigen das Merkblatt zum unbezahlten Urlaub auf dem 

Schulportal. 

6. Vertragsänderung 

Wenn die Lehrerin plant, nach Ende des Mutterschaftsurlaubes zu einem anderen als dem vertrag-

lich vereinbarten (bisherigen) Pensum an die Schule zurückzukehren, so besteht hierauf kein 

Rechtsanspruch. Ist die Pensenänderung (nach Ende des Mutterschaftsurlaubes beziehungsweise 

bei einem unbezahlten Urlaub nach Ende des unbezahlten Urlaubes) von der Anstellungsbehörde 

und der Lehrperson gewünscht, so muss ein neuer Anstellungsvertrag abgeschlossen werden, der 

den bestehenden Anstellungsvertrag ersetzt. Es wird empfohlen, diese Vertragsänderung erst nach 
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der Niederkunft vorzunehmen, um die dannzumal aktuellen schulseitigen als auch persönlichen Ver-

hältnisse berücksichtigen zu können. 
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